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1. Eigentum im Allgemeinen
1. Eigentum im Allgemeinen1.1. Ausgangspunkt Sachenrecht
Eigentum und Eigentumsrecht sind Teile des Sachenrechts. Das Sachenrecht be-
schäftigt sich mit der Frage,

 wem Sachen zugehören und
 wer wie welche Rechte an Sachen erwerben kann.

Dabei werden unterschieden:

1.1.1. Abgrenzung Eigentum und Besitz

Der Unterschied lässt sich etwa bei einer vermieteten Wohnung leicht erkennen:

 Eigentümer ist hier der Vermieter (Eigentum bezeichnet die rechtliche Zu-
ordnung und die nur daraus abgeleiteten Rechte)

 Besitzer ist der Mieter (Besitz bezeichnet die tatsächliche Innehabung)

Rechtsgeschäfte über Sachen (etwa Erwerb oder Verpfändung einer Liegenschaft)
können nur mit dem rechtmäßigen Eigentümer (oder seinem ordnungsgemäß
bestellten Vertreter) wirksam und rechtssicher abgeschlossen werden.

Bewegliche Sachen
zB Möbel, Maschinen, Fahrzeuge, 

Wertpapiere und Ähnliches

Unbewegliche Sachen
zB Liegenschaften

Eigentum Besitz
Eigentümer ist derjenige,
 dem eine Sache gehört
 und der über diese Sache 

frei verfügen kann.

Eigentum ist ein dingliches Recht.

Besitzer einer Sache ist,
 wer die Sache tatsächlich innehat 

(körperlich darüber verfügen kann)
 und die Sache auch (vorläufig) 

behalten will.

Besitz ist kein Eigentum!
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1.1.2. Zubehör
Ein vor allem im Liegenschaftsrecht wichtiger Begriff ist der des Zubehörs. Laut
Definition des OGH (etwa RS0003765 vom 2.4.2025) sind Zubehör körperliche
Sachen, die an sich nicht Bestandteil der Liegenschaft, aber zum anhaltenden fort-
dauernden Gebrauch der Hauptsache bestimmt sind und deshalb zu ihr in räum-
liche Beziehung gebracht wurden.

Dies führt dazu, dass etwa Maschinen, die auf eine Unternehmensliegenschaft
verbracht werden und dem Unternehmen dienen, als Liegenschaftszubehör gelten
und somit das Schicksal der Liegenschaft teilen. Voraussetzung ist die mögliche
Zubehöreigenschaft der Maschine, sie darf kein selbstständiger Bestandteil der
Liegenschaft sein.

1.1.3. „Räumlicher“ Umfang des Eigentumsrechts 
an Liegenschaften

Das Eigentumsrecht umfasst nicht nur den Grund und darauf befindliche Bauten,
sondern auch

 den Luftraum, der sich in senkrechter Linie darüber befindet, soweit der Eigen-
tümer objektiv die Möglichkeit hat, einzuwirken (so verletzt zB ein in den Luft-
raum hineinragender Kran das Eigentumsrecht) und

 den Untergrund unter der Liegenschaft (theoretisch bis zum Mittelpunkt der
Erde).

So benötigt die Wiener U-Bahn entsprechende Servitutsrechte (siehe dazu unter 2.),
um unter Grundstücken fahren zu dürfen.

Im österreichischen Liegenschaftsrecht gilt der Grundsatz „superficies solo cedit“,
dh „die Oberfläche teilt das Schicksal des Bodens“. Dieser Grundsatz wird durch-
brochen durch

Eine weitere Ausnahme ist auch das Kellereigentum.

An Räumen unterhalb der Oberfläche kann mit Einwilligung des Liegenschaftseigen-
tümers gesondert sog Kellereigentum (nach § 300 ABGB) begründet werden, was

Superädifikat
(mit hinterlegter Urkunde)

Bauten auf fremdem Grund

Baurecht
(eigene Grundbuchseinlage)

Anmerkung des Maschineneigentums
im Grundbuch

Verhindert das Zubehörwerden von 
Maschinen (befristet auf 5 Jahre)
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etwa bei Kellern, Stollen und Tiefgaragen von wirtschaftlicher Bedeutung sein
kann. Der Kellereigentümer ist in diesem Fall nicht der Liegenschaftseigentümer.

1.2. Erwerb von Sachenrechten
1.2.1. Durch Titel und Modus
Um Eigentum und sonstige dingliche Rechte zu erwerben, bedarf es zweier Schritte:

1. TITEL = GÜLTIGER ERWERBSGRUND = VERPFLICHTUNGSGESCHÄFT 
(„Signing“)

Es muss zunächst ein gültiger Rechtsgrund vorliegen: in der Regel ein Vertrag
(etwa Kauf- bzw Schenkungsvertrag) über den Erwerb des Rechts. Bei einer Erb-
schaft ist der Rechtsgrund die Einantwortungsurkunde bzw der Rotsiegelbeschluss
des Verlassenschaftsgerichts.

2. MODUS = VORGESEHENE ERWERBSART = VERFÜGUNGSGESCHÄFT 
(„Closing“)

Dann muss durch die gesetzlich vorgesehene Erwerbsart der Übergang der Rechte
an der Sache auch tatsächlich nach außen erkennbar gemacht werden („Publizität“).

Bewegliche Sachen müssen dem Erwerber (etwa dem neuen Eigentümer) auch
tatsächlich, dh körperlich, übergeben werden. Modus ist hier die körperliche
Übergabe.

Bei unbeweglichen Sachen (Liegenschaften) wird die Übereignung durch die Ein-
tragung der neuen Rechtsverhältnisse im Grundbuch nach außen hin erkennbar
gemacht. Modus ist hier die Eintragung im Grundbuch (Einverleibung), erst da-
durch entsteht bücherliches Eigentum. Ohne Eintragung verbleibt es beim außer-
bücherlichen Eigentum, es entsteht kein dingliches Recht.

Sonderfall: Urkundenhinterlegung als Modus bei Superädifikaten

Im Gegensatz zum Baurecht ist das Superädifikat kein Fall für das Grundbuch (zu
Baurecht und Superädifikat: siehe ausführlich in Teil 9 – 3. und Teil 9 – 4.). Rechte
und damit verbundene Lasten im Zusammenhang mit Superädifikaten werden
durch Hinterlegung von Urkunden begründet. Die dingliche Wirkung entsteht
erst mit der Urkundenhinterlegung beim Bezirksgericht, in dessen Sprengel das
Superädifikat liegt (siehe dazu das Urkundenhinterlegungsgesetz [UHG]). Da
ein Superädifikat als bewegliche Sache gilt, kann es nicht im Grundbuch ein-
getragen werden, als Bauwerk (auf fremdem Grund) kann es aber auch nicht
übergeben werden. Die Urkundenhinterlegung ist bei Superädifikaten der außer-
bücherliche Modus, die Rechte und Lasten werden in der (nunmehr elektroni-
schen) Liegenschafts- und Bauwerkskartei verzeichnet, deren Daten seit 2022
mit dem Grundbuch verknüpft werden (Grundlage dafür ist die Urkundenhinter-
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legungsumstellungs-Verordnung [UHU-VO] 2022). Dadurch können Daten und
Urkunden über Superädifikate über die Grundstücksdatenbank abgefragt wer-
den. Die hinterlegten Urkunden sind aber nicht mit der Urkundensammlung
des Grundbuchs zu verwechseln. Von der rechtsbegründenden Urkundenhinter-
legung ist die rein informative Einreihung einer Urkunde nach dem UHG zu
unterscheiden.

1.2.2. Durch Ersitzung
Eine Sonderform des Eigentumserwerbs ist die Ersitzung. Ersitzung bedeutet
Rechtserwerb: Ein bisher nicht Berechtigter erwirbt ein Recht, wenn er es im
guten Glauben (er ist der Meinung, er sei der Berechtigte) eine bestimmte Zeit
lang ausübt. Die Ersitzung erfordert somit einen redlichen und echten („qualifi-
zierten“) Besitz. Die Ersitzungszeit (= Zeit, die bis zum Rechtserwerb verstreichen
muss) beträgt

Die Beweislast für das Vorliegen der Voraussetzungen und die Vollendung der
Ersitzungszeit trägt der Ersitzende. Der Ersitzungsgegner kann den Gegenbeweis
erbringen.

Die Ersitzung spielt vor allem im Sachenrecht (etwa bei Grundstücken im Zusam-
menhang mit Servituten wie Wegerechten) eine Rolle. Aus Gründen der Rechts-
sicherheit sind ersessene Servitute kritisch zu prüfen.

Für manche Rechte bestehen Ersitzungsverbote, zB für Leitungsrechte (Starkstrom-
wegegesetz), Benutzungsrechte zu Erholungszwecken (Forstgesetz), Nutzungs-
rechte an öffentlichem Wassergut, Fischereirechte an öffentlichen Gewässern.

1.3. Arten des Eigentums
Rechtlich wird unterschieden zwischen Alleineigentum und Miteigentum.

bei beweglichen Sachen 3 Jahre,
bei unbeweglichen Sachen 30 Jahre (§§ 1468 und 1470 ABGB),

gegenüber begünstigten Personen (Fiskus, 
juristische Personen) 40 Jahre (§ 1472 ABGB).

Alleineigentum Miteigentum
Das Eigentum an einer Sache 
steht nur einer Person zu, die 
auch verfügungsberechtigt ist.

Mehrere Personen sind Eigentümer 
derselben ungeteilten Sache.
Die Miteigentümer haben Eigentum 
nach „ideellen Anteilen“.
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1.3.1. Alleineigentum
Das Grundstück gehört einem einzigen Eigentümer allein.

1.3.2. Ideelles („schlichtes“) Miteigentum
Darunter versteht man das gemeinsame Eigentumsrecht mehrerer Personen, das
nicht in „realen“, sondern nur in „ideellen“ Grundstücksanteilen besteht. Die
(ideelle) Quote des Eigentums wird in Bruchform angegeben – zB 1/2 oder 5/8.
Jeder Miteigentümer kann über seinen ideellen Anteil frei verfügen, er kann ihn
verpfänden, veräußern und mit einem Belastungs- und Veräußerungsverbot ver-
sehen. An der gemeinschaftlichen Sache selbst können Verfügungen wie etwa
wesentliche bauliche Veränderungen sowie die Einräumung von Pfand-, Bestand-
und Dienstbarkeitsrechten (diese Maßnahmen gehören zur außerordentlichen
Verwaltung) allerdings nur einstimmig erfolgen, da ein Miteigentümer nicht über
die Anteile der anderen verfügen kann (§ 828 Abs 1 ABGB). Für Maßnahmen der
ordentlichen Verwaltung genügt in der Regel die mehrheitliche Zustimmung auf
Basis der Miteigentumsanteile (§ 833 ABGB; siehe dazu aber auch abweichende
Judikatur, wie zB 8 Ob 680/90).

Besteht bei Mehrheitsentscheidungen Stimmengleichheit oder verweigert bei erfor-
derlicher Einstimmigkeit ein Miteigentümer die Zustimmung, kann unter bestimm-
ten Voraussetzungen seine Zustimmung gerichtlich ersetzt werden (§ 835 ABGB,
so etwa auch in § 16 Abs 2 WEG geregelt).

Derartige Streitigkeiten sind im Außerstreitverfahren zu entscheiden (§ 838a
ABGB).

Von Maßnahmen der ordentlichen und außerordentlichen Verwaltung zu unter-
scheiden sind Maßnahmen bzw Veränderungen, durch die über den Anteil eines
anderen verfügt wird. Stellt eine geplante (etwa bauliche) Maßnahme einen gra-
vierenden Eingriff dar, mit dem über den „konkreten“ Miteigentumsanteil des/
der anderen Miteigentümer verfügt wird, ist Einstimmigkeit erforderlich, eine
Ersetzung durch gerichtliche Zustimmung ist nicht möglich (§ 828 ABGB). Es ist
daher vorab immer zu klären, in welche Kategorie die geplante Maßnahme fällt:
Ist sie Teil der ordentlichen oder der außerordentlichen Verwaltung – oder stellt
sie eine Verfügung über das (Mit-)Eigentum anderer dar?

→ Sie dazu etwa aktuell 5 Ob 38/25m.

Diese Rechtslage betrifft auch Wohnungseigentum nach dem WEG (siehe dazu
in Teil 4 – 7.3.2. sowie 5 Ob 133/07f).

Haftung der Miteigentümer

Miteigentum bedeutet grundsätzlich auch Mithaftung aller Miteigentümer auf
mehreren Ebenen:
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 zivilrechtlich: etwa im Rahmen eines Schadenersatzanspruchs, ausgelöst durch
einen Unfall auf nicht geräumtem Gehweg;

 strafrechtlich: etwa im Fall einer Körperverletzung durch Fahrlässigkeit bei der
Schneeräumung;

 verwaltungsrechtlich: etwa durch nicht fristgerechte Erfüllung baubehördlicher
Auflagen;

 steuer- und abgabenrechtlich: etwa durch nicht fristgerechte Entrichtung von
Grundsteuer, Kanal- und Wassergebühr (zB gemäß § 9 Abs 3 GrStG 1955, § 10
Abs 2 NÖ GebrauchsabgabeG 1973).

Die Mithaftung gilt auch für Wohnungseigentum. Für Geldforderungen gilt Solidar-
haftung aller Miteigentümer: Jeder Miteigentümer ist Gesamtschuldner und haftet
für den gesamten Betrag.

1.3.3. Sonderform Gütergemeinschaft
Darunter versteht man gemeinsames Eigentum von Ehegatten; diese können die
Liegenschaft nur gemeinsam belasten und veräußern.

1.3.4. Wohnungseigentum
(siehe dazu auch Teil „Wohnungseigentum“)

Eine spezielle Form des Miteigentums ist das Wohnungseigentum nach WEG Mit
einem Miteigentumsanteil kann Wohnungseigentum verbunden sein, dh das
Recht auf ausschließliche Nutzung bestimmter Räumlichkeiten. Im B-Blatt ist
jeweils angeführt, an welcher Einheit („Top-Nummer“) das Wohnungseigentum
besteht – zB „Wohnungseigentum an W 4“.

Hinweis
Beim ideellen Miteigentum können die Anteile zwischen knapp über 0 % und knapp
unter 100 % betragen. Beim Wohnungseigentum nach WEG muss der Anteil einem
halben Mindestanteil entsprechen, dh es kann nur zwei Miteigentümer (im Rahmen
einer Eigentümer-Partnerschaft nach WEG) geben. Dies ist bei Erbschaften und Schen-
kungen zu beachten (siehe dazu in Teil 4 – 4.2. Wohnungseigentum).

2. Reallasten und Dienstbarkeiten (Servitute)
2. Reallasten und Dienstbarkeiten (Servitute)2.1. Wesen und Arten
Mit Liegenschaftseigentum verbunden und deshalb von besonderer Bedeutung
sind Reallasten und Dienstbarkeiten. Dienstbarkeiten sind beschränkte dingliche
Nutzungsrechte an fremden Sachen, deren Eigentümer zu deren Duldung oder
Überlassung verpflichtet ist.
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1Reallasten sind im C-Blatt des Grundbuchs eingetragen. Bei Grunddienstbarkeiten
wird unterschieden zwischen

Bei Grunddienstbarkeiten ist jeder Eigentümer der herrschenden Liegenschaft be-
rechtigt, das Recht auszuüben, und jeder Eigentümer der dienenden Liegenschaft
verpflichtet, die Ausübung des Rechts zu dulden. Reallasten und persönliche
Dienstbarkeiten stehen nur der berechtigten Person zu (ggf Ausdehnung auf Nach-
berechtigte möglich).

Die im C-Blatt verbücherten Grunddienstbarkeiten sind aufgrund des Öffentlich-
keitsprinzips des Grundbuchs bekannt, und deren Umfang ist nachvollziehbar.

Reallasten Dienstbarkeiten (Servitute1)
Liegenschaftseigentümer muss 
eine bestimmte Leistung dem 
Berechtigten gegenüber aktiv 
erbringen.

Liegenschaftseigentümer muss ein 
bestimmtes Verhalten des Berechtigten 
„dulden“ oder Maßnahmen unterlassen.

Beispiele: Beispiele:
Zahlung einer Rente Grund-

Dienstbarkeit
Persönliche 
Dienstbarkeit
(Personalservitut)

Ausgedinge
(= die auf einem Bauerngut 
ruhende Verpflichtung zu 
Natural-, Geld- und Arbeits-
leistungen zum Zweck des 
Unterhalts des früheren 
Eigentümers)

Recht steht dem 
jeweiligen Eigentümer 
der „berechtigten“ 
Liegenschaft zu.
Beispiele:
Wege-, Fahrt-, 
Wasser-, Leitungs-
recht

Recht steht nur einer 
bestimmten Person zu.
Gemäß § 478 ABGB:
Gebrauchsrecht an 
einer Sache (nicht 
verbücherbar!)
Wohnungsrecht
Fruchtgenussrecht

1 Der Sprachgebrauch kennt das Servitut/sächlich und die Servitut/weiblich.

Dienender 
Liegenschaft

jene Liegenschaft, deren 
Eigentümer zu einer 
Leistung verpflichtet ist 
oder ein bestimmtes Ver-
halten des Buchberechtigten 
dulden muss

Eintragung als Last
im C-Blatt der dienenden 
Liegenschaft

Herrschender 
Liegenschaft

„berechtigte“ Liegenschaft, 
deren Eigentümer kann das 
verbücherte Recht ausüben 

Eintragung als Recht
im A 2-Blatt der herrschenden 
Liegenschaft
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Beispiel für ein verbüchertes Wasserrecht (Grunddienstbarkeit):

***************************** A2 ******************************
1 a 388/1937 RECHT des Wasserbezuges aus der Quelle auf
Gst 1340 für
Gst 1326/2 1326/3

Und hier zwei Beispiele für „exotische“ Reallasten:

****************************** C ******************************
Ausgabe der Löschungsverpflichtungen unterdrückt
1 a 3320/1931 1448/2002
DIENSTBARKEIT von Leitungen gem Kaufvertrag 1929-03-15
hins Gst 1099/18 für Republik Österreich
2 a 3320/1931 1448/2002
REALLAST der Nichtfällung von Bäumen gem Kaufvertrag
1929-03-15 hins Gst 1099/18 für Republik Österreich
3 a 3320/1931
REALLAST des Verzichtes von Ersatzforderungen bei Explosion
gem Kaufvertrag 1929-03-15 für Republik Österreich

Die Reallast in C-LNR 3a (= C-Blatt Laufende Nummer 3a) verbüchert einen Ver-
zicht. Der Hintergrund: Diese Liegenschaft befand sich in der Nähe einer heute
nicht mehr bestehenden Munitionsfabrik.

****************************** C ******************************
Ausgabe der Löschungsverpflichtungen unterdrückt
1 a Stand 1622 510/1907
REALLAST der Verpflichtung, jährlich um Allerheiligen 1 1/2
alte Pfund Schmalz (ausgelassene Butter – Kunstschmalz
ausgeschlossen) in natura oder dafür den jeweiligen
entsprechenden Wertbetrag in Geld zur Unterhaltung des
Ewigen Lichtes unentgeltlich abzuliefern, für röm.-kath.
Pfarrkirche zu den Heiligen Primus und Felician in
Fieberbrunn (Bescheidurkunde des Pflegers, Urbar- und
Lehenrichters der Herrschaft Kitzbühel 1622-06-13,
Vergleich 1821-09-11)

Die Reallast in C-LNR 1a2 besteht im aktiven Erbringen einer wiederkehrenden
Leistung zu einem bestimmten Termin: nämlich die unentgeltliche Lieferung von
1,5 Pfund Schmalz bzw den adäquaten Geldbetrag jedes Jahr zu Allerheiligen.

2 LNR ist die Abkürzung für Laufnummer und bezeichnet die Laufnummer im jeweiligen A-, B- oder
C-Blatt des Grundbuchs.
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Haus-Servitute

Zu den Grunddienstbarkeiten gehören auch „Haus-Servitute“ (gemäß § 476
ABGB) wie etwa: Der Eigentümer eines dienenden Grundes darf sein Haus nicht
erhöhen oder erniedrigen, dem herrschenden Gebäude nicht Luft und Licht oder
die Aussicht nehmen.

Weitere Baubeschränkungen sind zB: Er muss einen vereinbarten Abstand zum
anderen Gebäude einhalten oder darf keine Bäume anpflanzen. Auch der Ver-
zicht auf Nachbarrechte fällt darunter.

Und hier ein Beispiel für Haus-Servitute:

GRUNDBUCH 82109 Kössen Einlagezahl 1414
BEZIRKSGERICHT Kitzbühel
**************************************** ABFRAGEDATUM „Heute“
Letzte TZ 78/2003
STADLERHÄUSL
***************************** A1 ******************************
GST-NR BA (WI) FLÄCHE GST-ADRESSE
54/8 Bauland 570 Steinbruchweg 2, 6345
***************************** A2 ******************************
2 a 920/1910 Recht des Bauverbotes auf Gst 54/4 in EZ 148
3 a 920/1910 Recht der Nichtanpflanzung von Bäumen und
Sträuchern von mehr als 4,5 m Höhe auf Gst 54/4 in EZ 148
4 a 2848/1963 Recht des Gehens und Fahrens auf Gst 54/9 in

EZ 637

Das A2-Blatt enthält die verbücherten Rechte, die mit der Liegenschaft EZ 1414
verbunden sind:

A2-LNR 2a: Jeder Eigentümer von Gst 54/4 der Liegenschaft EZ 148 (= dienende
Liegenschaft) darf dort nicht bauen, zugunsten der herrschenden Liegenschaft
EZ 1414.

A2-LNR 3a: Jeder Eigentümer von Gst 54/4 der Liegenschaft EZ 148 (= dienende
Liegenschaft) darf dort keine Bäume und Sträucher mit mehr als 4,5 m Höhe an-
pflanzen, zugunsten der herrschenden Liegenschaft EZ 1414.

A2-LNR 4a: Hier handelt es sich um ein normales Wegerecht. Jeder Eigentümer
von EZ 1414 (= herrschende Liegenschaft) darf über das Grundstück 54/9 in
EZ 637 (= dienende Liegenschaft) gehen und fahren.

Im Grundbuchsauszug der EZ 148 bzw 637 finden sich diese Servitute im C-Blatt
als Last wieder.
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2.2. Begründung von Reallasten und Servituten
2.2.1. Vertragliche Reallasten und Servitute
Ihr Titel ist ein privatrechtlicher Vertrag, der sog Dienstbarkeitsvertrag. Dieser
kann befristet oder unbefristet, entgeltlich oder unentgeltlich sein. Ein unbefristeter
Dienstbarkeitsvertrag kann nur durch eine aufhebende Vereinbarung zwischen
Berechtigtem und Belastetem beendet werden. Für den Rechtsverzicht kann ggf
die Zahlung einer Ablösesumme an den Berechtigten vereinbart werden.

2.2.2. Legalservitute
Neben den vertraglichen Servituten auf privatrechtlicher Basis gibt es noch Legal-
servitute, die eigentlich keine echten Dienstbarkeiten, sondern Eigentumsbeschrän-
kungen auf gesetzlicher Grundlage („ex lege“) sind, meist im Interesse der All-
gemeinheit. Sie stehen in der Regel in Verbindung mit Wasser-, Berg-, Forst-,
Jagd-, Fischerei-, Luftfahrt- und Leitungsrechten. Sie benötigen zu ihrer Begrün-
dung weder einen privatrechtlichen Titel noch eine Eintragung in das Grundbuch.

2.2.3. Offenkundige Servitute
Das dingliche Recht der Dienstbarkeit wird nach dem Gesetz (§ 481 ABGB) nur
durch Eintragung im Grundbuch erworben. Allerdings gibt es auch sog „offen-
kundige Servitute“, die nicht verbüchert sind, aber durch Ersitzung (nach Ablauf
der 30- bzw 40-jährigen Ersitzungszeit) erworben wurden und gegenüber dem Er-
werber der Liegenschaft wirken – auch ohne im Grundbuch eingetragen zu sein.

Offenkundige Servitute sind solche, die sich mit einiger Aufmerksamkeit bei Be-
sichtigung des dienenden Grundstücks bemerken lassen. Sie können auch nur
saisonal wahrnehmbar sein. Typische Fälle sind etwa Schiabfahrten, Langlaufloipen
und Weiden, aber auch Leitungen, die ein dienendes Grundstück „benützen“.

Hinweise auf offenkundige Servitute sind ua:

 ein gebahnter Weg,
 Fahr- oder Fußspuren im Gras („Trampelpfad“),
 eine Mauer zur Stützung des Nachbarhauses,
 Anlagen wie zB eine Regenrinne oder ein Abwasserkanal,
 eine offensichtliche gemeinsame Zufahrt,
 eine Tafel mit der Nummer eines Kfz-Kennzeichens,
 eine Absperrkette an einem Kfz-Stellplatz.

Nicht nur Grunddienstbarkeiten, auch persönliche Dienstbarkeiten können zu
offenkundigen Servituten führen – etwa bei einem Wohnungsrecht. Der Erwerber
trägt eine Nachforschungspflicht. Es empfiehlt sich daher, die zum Erwerb vor-
gesehene Liegenschaft „zu allen Jahreszeiten“ in Augenschein zu nehmen und ggf
bei Nachbarn, Gemeindeamt usw nachzufragen.
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